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Tierschutz stärken, Tierheime entlasten  -
Regierungsfraktionen lehnen Verantwortung für Tierschutz ab

----

Anlässlich der heutigen Ablehnung des grünen Antrages "Tierschutz stärken - Tierheime entlasten"
in den Ausschüssen des Deutschen Bundestag erklärt Undine Kurth, parlamentarische Geschäftsführerin
und tierschutzpolitische Sprecherin von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Es ist unverantwortlich, wie sich die Regierungsfraktionen dem Tierschutz verweigern.
Immer wieder weisen CDU/CSU und FDP die Verantwortung für unsere Mitgeschöpfe von sich.

So auch heute. Unser Ziel, den Tierschutz vor Ort zu stärken, die Versorgung von ausgesetzten
oder abgegebenen Tieren zu sichern und die ungehemmte Fortpflanzung von streunenden Katzen
zu hemmen, wurde mit den Stimmen von CDU/CSU und FDP abgelehnt. Bedauerlich ist, dass SPD
und Linke sich bei der Abstimmung enthalten haben.

Das ist ein weiterer herber Rückschlag für die zahlreichen ehrenamtlich engagierten Tierschützerinnen
und Tierschützer in Deutschland. Viele Tierheime mussten bereits Aufnahmestopps verhängen.
Tier- und Katzenschutzorganisationen stoßen längst an ihre finanziellen und organisatorischen Grenzen
bei ihrem Bestreben, die über zwei Millionen streuenden Katzen auf deutschen Straßen kastrieren zu lassen.

Hilfe und Schaffung politischer Regelungen sind unabdingbar. Viele Kommunen haben dies bereits erkannt,
im Parlament ist das Problembewusstsein leider noch immer nicht überall angekommen. Die Lippenbekenntnisse
der Regierungsvertreter reichen hier bei weitem nicht aus. Das Leid und Elend der Straßentiere ist zu groß,
um weiter auf die lange Bank geschoben zu werden!
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